
Hundesteuersatzung 
der Stadt Salzgitter  

Nichtamtliche Lesefassung 2014 

 

 

§ 1 
Steuergegenstand 

 

Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr 

als drei Monate alten Hunden im Stadtgebiet. 

Wird das Alter eines Hundes nicht nachgewiesen, 

so ist davon auszugehen, dass er älter als drei 

Monate ist. 

 

§ 2 
Steuerpflicht, Haftung 

 

(1) Der Steuerpflicht unterliegt, wer einen Hund 

oder mehrere Hunde in seinem Haushalt, 

seinem Betrieb, einem Verein, einer Gesell-

schaft, Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 

des öffentlichen oder privaten Rechts aufge-

nommen hat (Hundehalter oder Hundehalte-

rin). Als Halterin oder Halter gilt auch, wer ei-

nen Hund in Pflege oder Verwahrung ge-

nommen hat oder auf Probe oder zum Anler-

nen hält, wenn nicht nachgewiesen werden 

kann, dass der Hund in der Bundesrepublik 

Deutschland bereits versteuert oder steuer-

frei gehalten wird. Die Steuerpflicht tritt in je-

dem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung 

oder die Haltung auf Probe oder das Anler-

nen den Zeitraum von zwei Monaten über-

schreitet. 

(2) Alle nach Abs. 1 aufgenommenen Hunde 

gelten als von ihren Haltern gemeinsam ge-

halten. Halten mehrere Personen gemein-

schaftlich einen Hund oder mehrere Hunde, 

so sind sie Gesamtschuldner. Ist die Hunde-

halterin oder der Hundehalter nicht zugleich 

Eigentümerin oder Eigentümer des Hundes, 

so haftet neben der Hundehalterin oder dem 

Hundehalter die Eigentümerin oder der Ei-

gentümer für die Steuer. 

 

§ 3 
Steuermaßstab und Steuersätze 

 

(1) Die Steuer wird nach der Anzahl der gehalte-

nen Hunde bemessen. Sie beträgt jährlich: 

a) für den ersten Hund 

  100,00 Euro  

b) für den zweiten Hund 

  140,00 Euro 

c) für jeden weiteren Hund 

  180,00 Euro 

 

(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen 

(§§ 4 und 5), werden bei der Anrechnung der 

Anzahl der Hunde nicht angesetzt; Hunde, für 

die die Steuer ermäßigt wird (§ 6), werden bei 

der Anrechnung der Anzahl der Hunde nach 

Abs. 1 und Abs. 2 den vollsteuerpflichtigen 

Hunden als erster Hund und ggf. weitere 

Hunde vorangestellt. 
 

§ 4 
Steuerfreiheit 

 

Bei Personen, die sich nicht länger als zwei Mo-

nate im Stadtgebiet aufhalten, ist das Halten der-

jenigen Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft 

besitzen und nachweislich in einer anderen Ge-

meinde innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-

land versteuern oder dort steuerfrei halten. 

 

§ 5 
Steuerbefreiung 

 

Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für 

das Halten von 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler 

Dienststellen und Einrichtungen, deren Unter-



haltskosten überwiegend aus öffentlichen Mit-

teln bestritten werden; 

2. Diensthunden nach ihrem Dienstende;  

3. Gebrauchshunden von im Forstdienst ange-

stellten Personen, von für die Jagdaufsicht be-

stätigten Personen und Feldschutzkräften in 

der für den Forst-, Jagd- oder Feldschutz er-

forderlichen Anzahl; 

4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von aner-

kannten Sanitäts- und Zivilschutzeinheiten ge-

halten oder verwendet werden; 

5. Hunden, die von wissenschaftlichen Instituten 

ausschließlich zu wissenschaftlichen Zwecken 

gehalten werden; 

6. Hunden, die in Anstalten von Tierschutz- oder 

ähnlichen vereinen vorübergehend unterge-

bracht sind; 

7. Blindenführhunden; 

8. einem Hund, der zum Schutze und zur Hilfe 

Blinder, Tauber oder hilfloser Personen unent-

behrlich ist; die Steuerbefreiung kann von der 

Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses ab-

hängig gemacht werden; 

9. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen 

Anzahl; 

10.  Hunden, die von zugelassenen Unternehmen 

des Bewachungsgewerbes oder von berufs-

mäßigen Einzelwachleuten bei Ausübung des 

Wachdienstes benötigt werden; 

11.  abgerichteten Hunden, die von Artisten oder 

berufsmäßigen Schaustellern für ihre Berufs-

arbeit benötigt werden; 

12.  Hunden, die für den gewerbsmäßigen Handel 

gehalten werden, wobei das Gewerbe ange-

meldet sein muss; 

13.  Hunden, die auf Dauer im Tierheim Salzgitter 

untergebracht waren, für einen Zeitraum von 

18 Monaten ab dem Kalendermonat der An-

schaffung. 

 
 
 

§ 6 
Steuerermäßigungen 

 
Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte zu ermä-

ßigen für das Halten von 

1. einem Hund, der zur Bewachung von Gebäu-

den benötigt wird, welche von dem nächsten 

bewohnten Gebäude mehr als 200 m entfernt 

liegen; 

2. Hunden, die als Melde-, Schutz- oder Fährten-

hunde verwendet werden und eine anerkannte 

Leistungsprüfung abgelegt haben. Das mit 

dem Antrag vorzulegende Prüfungszeugnis 

darf nicht älter als zwei Jahre sein; 

3. Hunden, deren Halterin oder Halter über ein 

Einkommen verfügen, dessen Höhe 20 v.H. 

des Sozialhilferegelsatzes nicht übersteigt. 

 

§ 7 
Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerbe-

freiung und Steuerermäßigung 

 

(1) Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird 

nur gewährt, wenn 

1. die Hunde für den angegebenen Verwen-

dungszweck hinlänglich geeignet sind; 

2. die Halterin oder der Halter der Hunde in 

den letzten fünf Jahren nicht wegen Tier-

quälerei bestraft ist; 

3. für die Hunde geeignete, den Erfordernis-

sen des Tierschutzes entsprechende Un-

terkunftsräume vorhanden sind; 

4. in den Fällen des § 5 Nr. 5 ordnungsge-

mäß Bücher über den Bestand, den Er-

werb und die Veräußerung der Hunde ge-

führt und auf Verlangen vorgelegt wer-

den; 

5. im Falle von § 6 Nr. 2 alle zwei Jahre das 

Fortbestehen der Voraussetzung durch 

Vorlage eines Prüfungszeugnisses nach-

gewiesen wird. 



(2) Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird 

vom Beginn des Kalendermonats an ge-

währt, in dem der Antrag der Stadt zugegan-

gen ist. 

(3) Kosten, die im Zusammenhang mit einer 

Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung ent-

stehen, hat die Halterin oder der Halter der 

Hunde zu tragen. 

 

§ 8 
Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuer 

 

(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. 

Steuerjahr ist das Kalenderjahr, mit dessen 

Beginn die Steuerschuld entsteht. In den Fäl-

len der Absätze 2 und 3 wird die Steuer an-

teilig erhoben. Die Steuerschuld entsteht in 

diesen Fällen mit der Verwirklichung des 

Steuertatbestandes. 

(2) Die Steuerpflicht entsteht mit dem Beginn 

des Kalendermonats, in dem ein Hund i.S.v. 

§ 2 Abs. 1 aufgenommen wird, frühestens mit 

dem Beginn des Kalendermonats, in dem er 

drei Monate alt wird. 

(3) Bei Zuzug entsteht die Steuerpflicht mit Be-

ginn des ersten auf den Zuzug folgenden Ka-

lendermonats, Abs. 2 bleibt unberührt. 

(4) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalen-

dermonats, in dem der Hund abgeschafft 

wird, abhanden kommt, stirbt oder die Per-

son, die den Hund hält, wegzieht. 

 

§ 9 
Fälligkeit der Steuer 

 

(1) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträ-

gen zum 15.2., 15.5., 15.8., 15.11.  jeden 

Jahres fällig. In den Fällen des § 8 Abs. 2 

und 3 ist ein nach Satz 1 fälliger Teilbetrag 

innerhalb eines Monats nach Heranziehung 

zu entrichten. 

(2) Auf Antrag kann die Zahlung der Jahressteu-

er am 1.7. eines jeden Jahres erfolgen. 

 

§ 10 
Anzeige- und Auskunftspflichten 

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem 

Hund zuzieht, hat ihn binnen 14 Tagen 

schriftlich mit Angabe der Rasse bei der 

Stadt anzumelden. Neugeborene Hunde gel-

ten mit Ablauf des dritten Monats nach der 

Geburt als angeschafft. Die Anmeldefrist be-

ginnt im Falle des § 2 Abs. 1 

Satz 3 nach Ablauf des zweiten Monats.  

(2) Wer einen Hund bisher gehalten hat, hat ihn 

innerhalb von 14 Tagen, nach dem er ihn 

veräußert oder sonst abgeschafft hat, nach-

dem der Hund abhanden gekommen oder 

gestorben ist oder nachdem die Halterin oder 

der Halter aus der Stadt weggezogen ist, bei 

der Stadt schriftlich abzumelden. Im Falle der 

Abgabe des Hundes an eine andere Person 

sind bei der Abmeldung der Name und die 

Anschrift dieser Person anzugeben. 

(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuer-

befreiung oder einer Steuerermäßigung fort, 

so ist dies binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

(4) Nach der Anmeldung werden Hundesteuer-

marken ausgegeben, die bei der Abmeldung 

des Hundes wieder abgegeben werden müs-

sen. Hunde müssen außerhalb einer Woh-

nung oder eines umfriedeten Grundbesitzes 

eine gültige, deutlich sichtbare Hundesteu-

ermarke tragen.  

(5) Wer einen Hund oder mehrere Hunde nach  

§ 2 Abs. 1 aufgenommen hat, ist verpflichtet, 

der Stadt die zur Feststellung eines für die 

Besteuerung der Hundehaltung erheblichen 

Sachverhaltes erforderlichen Auskünfte 

wahrheitsgemäß zu erteilen. Wenn die 

Sachverhaltsaufklärung durch die Beteiligten 

nicht zum Ziele führt oder keinen Erfolg ver-



spricht, sind auch andere Personen, insbe-

sondere Grundstückseigentümer, Mieter oder 

Pächter verpflichtet, der Stadt auf Nachfrage 

über die auf dem Grundstück, im Haushalt, 

Betrieb, Institution oder Organisation gehal-

tenen Hunde und deren Halter Auskunft zu 

erteilen (§ 11 Abs. 1 Nr. 3a NKAG i.V.m. § 93 

AO). 

 

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2  

Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder 

leichtfertig 

− entgegen § 10 Abs. 1 den Beginn der 

Hundehaltung nicht binnen 14 Tagen 

schriftlich bei der Stadt anzeigt, 

− entgegen § 10 Abs. 1 die Rasse des 

Hundes nicht angibt, 

− entgegen § 10 Abs. 2 das Ende der Hun-

dehaltung nicht binnen 14 Tagen schrift-

lich bei der Stadt anzeigt, 

− entgegen § 10 Abs. 3 den Wegfall der Vo-

raussetzungen für eine Steuerbefreiung 

oder Steuerermäßigung nicht binnen 14 

Tagen schriftlich bei der Stadt anzeigt, 

− entgegen § 10 Abs. 4 bei der Abmeldung 

des Hundes die Hundesteuermarke nicht 

abgibt und diese weiterhin verwendet, 

− entgegen § 10 Abs. 4 den von ihm gehal-

tenen Hund außerhalb einer Wohnung 

oder eines umfriedeten Grundbesitzes 

ohne gültige, deutlich sichtbare Hunde-

steuermarke führt oder laufen läßt, 

− entgegen § 10 Abs. 5 Auskünfte über ge-

haltene Hunde nicht oder nicht wahr-

heitsgemäß erteilt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-

buße bis zu 10.000 Euro geahndet werden. 

 

 

§ 12 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 1996*) in 

Kraft. 

 

 

 

*) Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Sat-

zung in ihrer ursprünglichen Fassung vom 

07. Dezember 1995 (Amtsblatt Nr. 29 für die Stadt 

Salzgitter S. 163) 

Die Zeitpunkte des Inkrafttretens der späteren 

Änderungen ergeben sich aus den Änderungssat-

zungen  

vom 06. Februar 1998 (Amtsblatt Nr. 29 für die 

Stadt Salzgitter S. 48) 

vom  05. Juni 1998 (Amtsblatt Nr. 16  für die Stadt 

Salzgitter S. 123) 

vom 14. Juli 2000 (Amtsblatt Nr. 15 für die Stadt 

Salzgitter S. 73) 

vom 08. August 2000 (Amtsblatt Nr. 17 für die 

Stadt Salzgitter S. 83) 

vom 10. September 2001 (Amtsblatt Nr. 22 für die 

Stadt Salzgitter S. 144) 

vom  30. Juni 2003 (Amtsblatt Nr. 14 für die Stadt 

Salzgitter S. 107) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 


